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Lehren aus den gescheiterten 
Verfassungsreferenden 
Die Europäische Union muß politisiert werden 
Daniela Schwarzer 

Nach der Ablehnung des EU-Verfassungsvertrags durch die französische und die nieder-
ländische Bevölkerung befindet sich die Europäische Union in einer Schockstarre – 
Zeit, um Lehren aus den Abstimmungen und den Debatten im Vorfeld zu ziehen. Ins-
besondere Frankreich hat eine in vielerlei Hinsicht ernsthafte Auseinandersetzung um 
die Zukunft der Union erlebt. Nicht grundlegende Europafeindlichkeit hat zur Ableh-
nung des Vertrags geführt. Ausschlaggebend für das Nein waren neben innenpoliti-
schen Unzufriedenheiten abweichende Vorstellungen darüber, wie die EU der Zukunft 
aussehen soll. In Frankreich und den Niederlanden ist eine Entfremdung zwischen der 
Bevölkerung und der EU manifest geworden, die sich schon seit Jahren unter anderem 
bei Europawahlen angedeutet hat. Wenn die EU in den Augen der Bevölkerung Legiti-
mität zurückerhalten will, muß sie politisiert und als demokratisches Projekt ver-
ankert werden. 

 
Durch die deutliche Ablehnung des EU-Ver-
fassungsvertrags in Frankreich (54,9% Nein-
Stimmen) und den Niederlanden (61,6%) ist 
die EU in eine Krise besonderen Ausmaßes 
geschlittert: Die Bevölkerung zweier Grün-
dungsstaaten hat einen Vertrag scheitern 
lassen, dessen Erarbeitung durch den Kon-
vent seinerzeit als Revolution gefeiert wor-
den war. Der Versuch, eine Vertragsrevision 
nicht hinter den verschlossenen Türen 
einer Regierungskonferenz, sondern im 
offenen Dialog auszuhandeln, war ein be-
wußter Bruch mit eingeschliffenen Tradi-
tionen. Mit der Beauftragung des Konvents 
war das Ziel verbunden, Offenheit und Bür-

gernähe in den Vertragsverhandlungen zu 
gewährleisten und das Blockadeverhalten 
in den zwischenstaatlichen Verhandlungen 
zu überwinden. 

Dieser Versuch ist gescheitert. Vorschlä-
ge zu Auswegen aus der Krise wie Nachver-
handeln, Weiterratifizieren oder die Um-
setzung einzelner Vertragsbestandteile auf 
anderem Wege liegen auf dem Tisch. Doch 
damit läßt sich ein Problem nicht beheben, 
nämlich die besonders brisante Tatsache, 
daß die Bevölkerung nun gerade die Arbeit 
des Konvents abgestraft hat: Dies ist ein 
Signal, daß die Europäische Union ihre 
Legitimität in den Augen der Bürger ver-
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loren hat. Die jetzt dringendste politische 
Aufgabe ist es, ihr diese zurückzugeben. 
Die Erfindung des Verfassungskonvents 
war dafür offenbar nicht ausreichend. 

Reife der Europadiskussion 
Insbesondere Frankreichs Europadiskussion 
hat trotz aller populistischen Übertreibun-
gen und machtpolitischer Ränke gezeigt, 
daß heute mit politischer Reife über die Zu-
kunft der EU gestritten werden kann. Über 
Monate wurde debattiert, wie die Union 
künftig aussehen soll. Dabei hat sich sehr 
deutlich eine Rechts-Links-Polarisierung 
abgezeichnet: Neben rechten Verfassungs-
gegnern, die souveränistisch argumentier-
ten, stellte sich eine starke Fraktion linker 
Gruppierungen, die sich selbst als »pro-
europäisch« bezeichnen, gegen den Vertrag, 
weil sie unter anderem mehr sozialen 
Schutz fordern. Ihr Nein baute anders als 
das der Souveränisten keine Opposition 
zwischen Nationalstaat und EU auf. Was 
ihre Position politisch salonfähig machte, 
war die Ablehnung eines bestimmten Inte-
grationsschritts, ohne gegen die EU zu sein. 

Zwar waren viele der Argumente der 
linken Verfassungsgegner realitätsfern. 
Ungeachtet dieser Übertreibungen hat sich 
aber doch sehr deutlich gezeigt, daß die 
Erwartungen der Bevölkerung an die EU 
nicht erfüllt werden. Europa wird nicht 
mehr als reines Friedensprojekt akzeptiert, 
daß allein wegen seiner stabilisierenden 
Wirkung Zustimmung verdient. 

Nicht nur in Frankreich erwarten die 
Bürger eine Gemeinschaft, die Wohlfahrt 
und ein politisch zu bestimmendes Maß an 
sozialem Schutz garantieren soll. Die Forde-
rung der Verfassungsgegner nach stärkeren 
wirtschafts- und sozialpolitischen Kom-
petenzen für die Union ist ein Reflex auf 
eine für die Bürger aller EU-Länder immer 
spürbarere Realität: Im Kontext von Binnen-
markt, Währungsunion und EU-Aufsicht 
über Industrie- und Strukturpolitik ist der 
nationale Handlungsspielraum extrem be-
grenzt. Die europäische Wirtschaftspolitik 
ist aufgrund der Kompetenzasymmetrien 

vor allem in der Währungsunion kom-
plexer und intransparenter geworden und 
durch Verfahren wie die Offene Methode 
der Koordinierung entpolitisiert. In An-
betracht der weitreichenden Interdepen-
denzen ist es naheliegend, die wirtschafts-
politische Debatte auf die EU-Ebene zu 
heben. Daß gerade Frankreich dieses The-
ma nach vorne bringt, ist angesichts der 
Tradition des französischen Staatsinterven-
tionismus nicht überraschend.  

Zudem hat sich in Frankreich und in den 
Niederlanden gerächt, daß die Darstellung 
der EU als Integrationsprozeß von der EU-
Bevölkerung nicht mehr mitgetragen wird. 
Seit den 1950er Jahren wurden Integra-
tionsschritte mehr oder weniger begeistert 
hingenommen. Eine klare Definition des 
Integrationsziels im Hinblick auf Tiefe und 
Größe der Gemeinschaft wurde von der Be-
völkerung nicht gefordert – und daher be-
wußt auch nie beantwortet. Die französi-
schen und niederländischen Nein-Sager 
haben nun noch einmal deutlich gemacht, 
wie stark neben Form und Ziel der Gemein-
schaft auch deren Größe umstritten ist. Der 
Verfassungsvertrag ist Opfer einer in der 
gesamten EU zu einem früheren Zeitpunkt 
verpaßten Auseinandersetzung und einer 
in Anbetracht der schlechten wirtschaftli-
chen Entwicklung gedämpften Stimmungs-
lage geworden. 

Kein Sonderfall 
Der Tenor der Diskussionen in Frankreich 
und den Niederlanden kann als exempla-
risch für die Stimmung in anderen EU-Län-
dern gelten. Eine wachsende Zahl von Euro-
päern formuliert heute Erwartungen an die 
Union, zu deren Befriedigung auf europäi-
scher Ebene wenig bis keine Mittel zur Ver-
fügung stehen. In aktuellen Eurobarometer-
umfragen nennen 54 Prozent der Befragten 
den Kampf gegen Arbeitslosigkeit und so-
ziale Ausgrenzung als vordringlichste Auf-
gabe der EU. Dies spiegelt die in der franzö-
sischen Debatte formulierten Ablehnungs-
gründe wider. Der Wunsch der Bürger nach 
einer europäischen Politik, die Stabilität, 
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Wohlstand und Beschäftigung sichert, wird 
nur unzureichend erfüllt. 

Europaweit zeigt sich die Entfremdung 
zwischen Bevölkerung und EU daran, daß 
die Europawahlen zunehmend von Enthal-
tungen, national motivierten Wählerent-
scheidungen und Protestwahlverhalten 
gekennzeichnet sind. In der jüngsten Euro-
barometerumfrage geben überdies nur 
50 Prozent der Befragten an, der EU zu ver-
trauen – immerhin 54 Prozent bejahen dies 
in bezug auf die Vereinten Nationen. 

Ein Grund für das schlechte Abschneiden 
ist eine doppelte Frustration: Die Union er-
scheint der Bevölkerung undemokratisch, 
nicht gestaltbar und erfüllt die an sie ge-
stellten Erwartungen nicht. Die Möglich-
keiten zur Mitbestimmung werden als nied-
rig angesehen: Nur 48 Prozent der Befrag-
ten sind mit der Funktionsweise der Demo-
kratie in der EU zufrieden. Bei den befrag-
ten Franzosen liegt der Wert mit 45 Prozent 
noch niedriger (Deutschland 47%). 

Demokratisierung voranbringen 
Diese Beobachtungen legen eine Schluß-
folgerung nahe: Die EU muß stärker poli-
tisiert werden, um sie als demokratisches 
Projekt in der Bevölkerung zu verankern. 
Bisher wird auf die schleichende Delegiti-
mierung vor allem mit der Diskussion um 
Kompetenzrücktransfers und mit Entbüro-
kratisierungsversuchen reagiert. Die stän-
dige Überprüfung der EU-Kompetenzen 
nach dem Subsidiaritätsprinzip ist sinnvoll. 
Allerdings stößt sie da an ihre Grenzen, wo 
Europa so stark verflochten ist, daß ein 
Rücktransfer von Kompetenzen politisch 
nicht zweckmäßig wäre, was in diesem Fall 
von der Bevölkerung im übrigen auch nicht 
gewünscht würde. 

Umfragedaten zeigen, daß die EU-Bevöl-
kerung nicht grundsätzlich europaskep-
tisch ist. Im Gegenteil: Auf einer Punkte-
skala von 1 (Stagnation) bis 7 (schnellst-
möglicher Integrationsfortschritt) verorten 
die Befragten die gewünschte Integrations-
geschwindigkeit bei 4,7. Den aktuellen Inte-
grationsstand bewerten sie aber nur mit 

3,9 Punkten. 51 Prozent hoffen, daß die 
Europäische Union künftig eine stärkere 
Rolle in ihrem Alltag spielt. 

Gleichzeitig aber entfremdet der apoliti-
sche Umgang mit vielen entscheidenden 
Fragen die Bürger als eigentliche Subjekte 
der Politik von der EU – ebenso wie von der 
nationalstaatlichen Politik. Das ist kein 
Wunder: Enge Interdependenzen und Syn-
ergien legen europäische Entscheidungen 
nahe, was von den Bürgern zum Teil auch 
sehr klar erkannt wird. Europapolitische 
Debatten finden aber immer noch fast 
ausschließlich im nationalen Rahmen statt 
und werden weitgehend von Akteuren be-
stimmt, die einem nationalen politischen 
Kalkül folgen. So erklärt sich etwa die 
Tendenz, Schuld für unliebsame Entwick-
lungen auf »Brüssel« zu schieben. Europäi-
sche Probleme werden demzufolge häufig 
nicht in europäischem Zusammenhang 
bewertet und diskutiert. 

Je stärker Debatten über die EU europä-
isch geführt werden, desto schwieriger wird 
es, mit europäischen Problemstellungen 
nationale Politik zu machen, wie Teile des 
Parti Socialiste dies in der französischen 
Verfassungsdiskussion getan haben. Daher 
muß die politische Logik mit der Ebene des 
Entscheidungsbedarfs zusammengeführt 
werden. Folgende Schritte befördern dies:  
1. Die europäischen, vor allem aber die 

nationalen Akteure der Europapolitik 
müssen ein sichtbares Signal setzen, daß 
das Politische Vorrang vor dem Admini-
strativen hat. Dies gilt insbesondere für 
die Politikfelder, in denen die Hand-
lungskompetenz weitgehend auf die EU-
Ebene transferiert wurde. Die EU braucht 
ein starkes Europäisches Parlament, aber 
auch eine durch europäische Wahlen 
legitimierte europäische Regierung, der 
eine Verwaltung unterstellt wird, die aus 
der Kommission hervorgeht. Denn ein 
wesentlicher Faktor zur Anerkennung 
der Legitimität von Exekutive und Legis-
lative in der Demokratie ist die Verant-
wortung gegenüber dem Bürger. Da-
durch würde auch das Problem beseitigt, 
daß die nationalen Regierungen im euro-
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päischen Kontext sowohl legislativ und – 
in der Außen-, Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik – exekutiv tätig sind, im 
nationalen Rahmen aber nur exekutiv.  

2. Die europäischen Parteien müssen als 
effektive und demokratische Aggrega-
tions- und Kommunikationsstrukturen 
wirken und von den Bürgern als solche 
anerkannt werden. Erste Schritte wären 
die Einführung einer direkten Mitglied-
schaft, wie dies die EVP bereits prakti-
ziert, und die Erarbeitung europaweit 
einheitlicher Parteiprogramme nach 
dem Vorbild der Grünen. Die europäi-
schen Parteien sollten mit europaweit 
rekrutierten Spitzenteams als Kandida-
ten für die wichtigsten Ämter im Parla-
ment und in der EU-Regierung ins 
Rennen gehen. Es fehlt eine europäische 
politische »Leadership«, die den berech-
tigten politischen Wettstreit auf der 
EU-Ebene austrägt. Faktisch werden die 
Wahlen zum Europaparlament entgegen 
ihrer eigentlichen Bestimmung von den 
Bürgern immer noch als »Sekundärwah-
len« genutzt, um nationale Regierungen 
abzustrafen. 

3. Alle künftigen Vertragsrevisionen und 
Erweiterungsrunden sollten durch 
europaweite Referenden ratifiziert wer-
den. Damit eine Entscheidung als an-
genommen gelten kann, sollten die 
Mehrheit der EU-Gesamtbevölkerung 
und die Bevölkerungen einer Mehrheit 
der Staaten zugestimmt haben. Die 
jetzige Situation, daß einige Länder 
durch Volksabstimmung ratifizieren 
und, wie im Falle Frankreichs und der 
Niederlande, die Verfassung zu Fall 
bringen, während die Bürger anderer 
Länder keine direkte Stimme haben, ist 
nicht haltbar. 

4. Debatten um die EU müssen noch ent-
schiedener grenzüberschreitend aus-
getragen werden. Erstens kann so der 
Instrumentalisierung europäischer Fra-
gen durch nationale Parteien, wie im 
Falle Frankreichs geschehen, entgegen-
gewirkt werden. Zweitens ist eine offene 
und demokratische Auseinandersetzung, 

die die gesamte Bevölkerung erreicht, in 
der Demokratie die Voraussetzung dafür, 
daß Minderheiten Mehrheitsentschei-
dungen anerkennen. Je mehr in der 
wachsenden EU mit Mehrheits- statt mit 
Einstimmigkeitsentscheidungen operiert 
wird, desto mehr Wert muß darauf ge-
legt werden, daß das Verfahren ein-
schließlich der öffentlichen Auseinan-
dersetzung als legitim anerkannt wird.  

Streit wagen  
Diese Maßnahmen würden einen ehrlichen 
politischen Wettstreit fördern, demokrati-
schere Entscheidungen ermöglichen und 
damit die Legitimation des EU-Systems er-
höhen. Gelingt dies nicht, werden sich die 
Bürger weiter von der Union abkehren.  

Dieses Problem stellt sich auch im einzel-
staatlichen Kontext und nicht ohne Grund: 
Solange nationale Parteien die Illusion auf-
rechterhalten, daß sie bestimmte Heraus-
forderungen im nationalen Rahmen lösen 
können, obwohl dies nicht in ihrer Macht 
steht, werden sie manche Versprechen 
nicht einhalten können. Um politische 
Frustrationen zu vermeiden, ist es nötig, 
europäische Probleme klar zu benennen. 

Die französische Diskussion hat gezeigt, 
daß ein Streit über Europa möglich und 
notwendig ist. Zwar ist die Existenz der EU 
in weiten Teilen der Bevölkerung akzep-
tiert. Es besteht aber ein legitimes Bedürf-
nis nach einer politischen Auseinanderset-
zung um ihre Gestalt. So muß etwa das 
Verhältnis von Markt und Staat demokra-
tisch und nicht technokratisch austariert 
werden. Ein solcher politischer Widerstreit 
braucht Arenen und Kanäle. Findet er nicht 
statt, wird sich die Delegitimierung der EU 
fortsetzen. Das politische Vakuum könnten 
dann populistische EU-Gegner füllen, die 
die Debatte in eine schädliche Richtung 
lenken und die Union in ihrer Existenz 
gefährden würden. 
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